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Gesetz über die Transparenz der Finanzierung 
kommunaler Wählergruppen und zur Änderung 

kommunalrechtlicher Vorschriften 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

1112 

Gesetz über die Transparenz der Fina_nzierung 
kommunaler Wählergruppen und zur Anderung 

kommunalrechtlicher Vorschriften 

Vom 25. März 2022 

Artikel 1 

Gesetz über die Transparenz der Finanzierung 
kommunaler Wählergruppen 

(Wählergruppentransparenzgesetz - WählGTranspG) 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für Wählergruppen im Sinne von § 15 
Absatz 1 Satz 2 Kommunalwahlgesetz, die nicht dem 
Parteiengesetz unterliegen. 

§2 

Pflicht zur Rechenschaftslegung 

(1) Der Vorstand einer Wä hlergruppe, die in einer nach 
§ 1 Absatz 1 Kommunalwahlgesetz gewählten Vertretung 
eine Fraktion oder Gruppe stellt, hat über die Herkunft 
und Verwendung der Mittel sowie über das Vermögen der 
Wählergruppe zum Ende des Kalenderjahres (Rech­
nungsjahr) in einem Rechenschaftsbericht wahrheits­
gemäß und nach bestem Wissen und Gewissen öffentlich 
Rechenschaft zu geben. 

(2) Der Rechenschaftsbericht besteht aus einer den An­
forderungen des § 259 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch 
entsprechenden Rechnung, die eine geordnete Zusam­
menstellung der Einnahmen und der Ausgaben enthält. 
Er gibt entsprechend den tatsächlichen Verhältnissen 
Auskunft über die Herkunft und Verwendung der Mittel 
sowie über das Vermögen der Wählergruppe. Der Präsi­
dent des La ndtags kann Festlegungen über die Art und 
Weise treffen, wie die Einnahmen und Ausgaben im Re­
chenschaftsbericht darzustellen sind. Die Regelungen 
des § 25 Absatz 3 des Gesetzes über die politischen Par­
teien (Parteiengesetz) zur Veröffentlichung von Zuwen­
dungen gelten entsprechend. 

(3) Hat die Wählergruppe ein Vermögen von mehr als 
50.000 Euro oder im Rechnungsjahr Einnahmen von 
mehr als 25 .000 Euro, enthält der nach Absatz 2 zu erstel­
lende Rechenschaftsbericht zusätzlich eine Vermögens­
bilanz sowie ei nen Erläuterungsteil. Die für Kaufleute 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften über die Rech­
nungslegung, insbesondere zu Ansatz und Bewertung von 
Vermögensgegenständen , si nd entsprechend anzuwenden. 

( 4) Der Rechenschaftsbericht soll im Vorstand der Wähler­
gruppe beraten werden. Der Rechenschaftsbericht wird 
vom Vorsitzenden und einem für die Finanzangelegenhei­
ten zuständigen Vorstandsmitglied unterzeichnet. Diese 
für die Finanzangelegenheiten zustä ndigen Vorstandsmit­
glieder versichern mit ihrer Unterschrift, dass die Anga­
ben in ihrem Rechenschaftsbericht nach bestem Wissen 
und Gewissen wahrheitsgemäß gemacht worden sind. 

(5) Rechnungsunterlagen, Bücher, Bilanzen und Rechen­
schaftsberichte sind sechs Jahre aufzubewahren. Die 
Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des Rechnungs­
jahres. 

§3 
Prüfung durch einen Wirtscha[tsprüfer 

oder vereidigten Buchprüfer 

(1) Der Rechenschaftsbericht muss von einem Wirt­
schaftsprüfer, einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ei-

nem vereidigten Buchprüfer oder einer Buchprüfungsge­
sellschaft, einem Steuerberater oder einer Steuerbera­
tungsgesellschaft vor der Einreichung beim Präsidenten 
des Landtags entsprechend den handelsrechtlichen Vor­
schriften geprüft werden. Verfügt e ine Wählergruppe im 
Rechnungsjahr weder über Einnahmen noch über ein 
Vermögen von mehr als 10.000 Euro , kann sie einen un­
geprüften Rechenschaftsbericht einreichen. 

(2) Sind nach dem Ergebnis der Prüfung keine Einwen­
dungen zu erheben, so hat der Prüfer durch einen Ver­
merk zu bestätigen, dass nach pflichtgemäßer Prüfung 
der Rechenschaftsbericht in dem geprüften Umfang den 
Vorschriften dieses Gesetzes entspricht. Sind Einwen­
dungen zu erheben, so hat der Prüfer in seinem Prü­
fungsvermerk die Bestätigung zu versagen oder einzu­
schränken. 

§4 

Einreichung beim Präsidenten des Landtags 

(1) Der Rechenschaftsbericht ist bis zum 30 . September 
des auf das Rechnungsjahr folgenden Jahres beim Präsi­
denten des Landtags einzureichen. 

(2) Der Präsident des Land tags erteilt der Wählergruppe 
unverzüglich eine Bestätigung darüber, dass der Rechen­
schaftsbericht fristgerecht eingereicht worden ist, sofern 
der Rechenschaftsbericht ni cht an einem offensichtlichen 
Mangel leidet. Ein offensichtlicher Ma ngel liegt insbe­
sondere vor, wenn der Rechenschaftsbericht ein Vermö­
gen oder Einnahmen im Rechnungsjahr von mehr als 
10.000 Euro deklariert , aber keinen Prüfvermerk nach 
§ 3 Absatz 2 enthält. 

(3) Der Präsident des Landtags prüft die Rechenschafts­
berichte, insbesondere die nach § 3 Absatz 1 Satz 2 ohne 
Prüfvermerk eingereichten Rechenschaftsberichte, stich­
probenartig auf Unrichtigkeiten. Festgestellte Unrichtig­
keiten im Rechenschaftsbericht sind von der Wähler­
gruppe unverzüglich zu korrigieren. 

(4) Der Präsident des Landtags erstellt jährlich eine ver­
gleichende Kurzübersicht über die Einnahmen und Aus­
gaben sowie über die Vermögensverhältnisse der Wähler­
gruppen. Die Kurzübersicht wird als Landtagsdruck­
sache verteilt. 

§ 5 

Anzeigepflicht bei Unrichtigkeiten 
im Rechenschaftsbericht 

(1) Erlangt die Wählergruppe Kenntnis von Unrichtig­
keiten in ihrem Rechenschaftsbericht, hat sie dies unver­
züglich dem Präsidenten des Landtags schriftlich anzu­
zeigen. 

(2) Bei einer von der Wählergruppe a ngezeigten Unrich­
tigkeit unterliegt die Wählergruppe nicht den Rechts­
folgen des § 6, wenn im Zeitpunkt des Eingangs der 
Anzeige konkrete Anhaltspunkte für diese unrichtigen 
Angaben öffentlich nicht bekannt waren oder weder dem 
Präsidenten des Landtags vorgelegen haben noch in 
einem amtlichen Verfahren entdeckt waren und die 
Wählergruppe den Sachverhalt umfassend offenlegt und 
korrigiert. 

§6 

Rechtsfolgen der Unrichtigkeit 
des Rechenschaftsberichts 

(1) Stellt der Präs ident des Landtags Unrichtigkeiten im 
Rechenschaftsbericht fest, entsteht gegen die Wähler­
gruppe ein Anspruch in Höhe des den unrichtigen Anga­
ben entsprechenden Betrages. Betreffen Unrichtigkeiten 
das Haus- und Grundvermögen oder Beteiligungen an 
Unternehmen, beträgt der Anspruch fünf vom Hundert 
der nicht aufgeführten oder der unrichtig angegebenen 
Vermögenswerte. 

(2) Beruht die Unrichtigkeit auf grober Fahrlässigkeit 
oder auf Vorsatz , beträgt der Anspruch das Zweifache 
des den unrichtigen Angaben entsprechenden Betrags, 
bei Haus- und Grundvermögen oder Beteiligungen an 
Unternehmen zehn vom Hundert der nicht aufgeführten 
oder unrichtig angegebenen Vermögenswerte. 
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(3) Der Präsident des Landtags stellt die Verpflichtung 
der Wählergruppe zur Zahlung des Betrages durch Ver­
waltungsakt fest . Der Verwaltungsakt darf nur innerhalb 
von sechs Ja hren nach Einreichung des Rechenschaftsbe­
richts erlassen werden. 

§7 
Strafvorschrift 

(1) Wer in der Absicht, die Herkunft oder die Verwen­
d ung der Mittel der Wä hlergruppe oder ihres Vermögens 
zu verschleiern oder die öffentliche Rechenschaftslegung 
zu umgehen , unrichtige Angaben über die Einnahmen 
oder über das Vermögen der Wä hlergruppe in einem beim 
Präsidenten des La ndtags eingere ichten Rechenschafts­
bericht bewirkt oder ei nen unrichtigen Rechenschaftsbe­
richt beim Präsidenten des La ndtags einreicht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be­
straft. 

(2) Nach Absatz 1 wird nicht bestraft, wer unter den 
Voraussetzungen des § 5 Absatz 2 für die Wählergruppe 
eine Selbstanzeige nach § 5 Absatz 1 abgibt oder a n der 
Abgabe mitwirkt. 

111 2 

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes über die Kommunalwahlen 

im Lande Nordrhein-Westfal en 

Das Gesetz über die Kommunalwahlen im Lande Nord­
rhein-Westfalen (Kommunalwa hlgesetz) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. 
S . 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70) , das zuletzt geä ndert 
worden ist durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Mai 2020 
(GV. NRW. S. 312d), wird wie folgt geändert: 

1. § 15 Absa tz 2 Sa tz 2 wird gestr ichen. 

2. § 15 Absa tz 2 Satz 3 wird zu Satz 2 und erhält fo l­
gende Fassung: 

,,Wahlvorschläge vo n Parteien oder Wä hlergruppen , 
die in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung (§ 14 
Absatz 1) la ufenden Wahlperiode nicht un unte rbro­
chen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertre­
tung des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf 
Grund e ines Wahlvorschlages a us dem La nd im Bun­
destag vertreten s ind , müssen 

in Wahlbezirken bis zu 5000 Einwohnern von 5, 

in Wahlbezirken von 5000 bis 10000 Einwohnern von 
10 , 

in Wa hlbezirken von mehr a ls 10000 Einwohnern vo n 
20 

Wahlberecht igten des Wahlbez irks pe rsönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern , es sei denn , 
dass sie in der zu wä hlenden Vertretung einen Sitz auf 
Grund eines Wahlvorschlages haben , in dem sie als 
Einzelbewerber benannt waren, und der Wa hlvor­
schlag von ihnen selbst unterzeichnet ist ." 

3. § 15 Absatz 2 Satz 4 und 5 wird zu § 15 Absatz 2 
Satz 3 und 4. 

4. Nach § 15 wird folgender Paragraph eingefü gt : 

,,§ 15a 

(1) Eine Wählergruppe ka nn einen Wa hlvorschlag nur 
einreichen , wenn sie einen nach demokratischen 
Grundsätzen gewählten Vorsta nd , eine schr iftliche 
Satzung und ein Programm hat und nachweist, dass 
die Na men der Vorstandsmitglieder, die Satzung und 
das Programm auf geeignete Weise veröffentlicht sind . 

(2) Eine Wählergruppe, di e nach § 2 Absatz 1 Wä hler­
gruppentra nspa renzgesetz einer Pflicht zur Rechen­
schaftslegung unterliegt , kann einen Wa hlvorschlag 
nur einreichen , wenn sie ihm die Bescheinigungen 
beifügt, die ihr der Präsident des Landtags nach § 4 
Absatz 2 Wählergruppentra nsparenzgesetz über di e 
Vorlage ihrer Rechenschaftsberichte für die letzten 
zwei abgeschlossenen Rechnu ngsjahre erteilt hat. Hat 
eine Wählergruppe die fri stgerechte Einreichung der 
Rechenschaftsberichte nach § 4 Absa tz 2 Wählergrup-

pentransparenzgesetz versäumt, kann sie die Einrei­
chung der Rechenschaftsberichte beim Präsidenten 
bis zur Einreichung des Wahlvorschlags nachholen. 

(3) Eine Wählergruppe, die keiner Pflicht zur Rechen­
schaftslegung nach § 2 Absatz 1 Wählergruppentra ns­
parenzgesetz unterliegt , kann einen Wahlvorschlag 
nur einreichen, wenn sie zusammen mit dem Wahlvor­
schlag eine Erklärung darüber abgibt , ob und in wel­
cher Gesamthöhe sie in den vorangehenden zwölf Mo­
naten Zuwendungen erhalten ha t. Zuwendungen eines 
einzelnen Zuwenders gemäß § 2 Absa tz 2 Sa tz 4 Wä h­
lergruppentransparenzgesetz sind anzugeben. 

(4) Erhält eine Wählergruppe nach Einreichung eines 
Wahlvorschlags bis zum Zeitpunkt der Wahl eine Zu­
wendung, die die Bedingungen gemäß § 2 Absatz 2 
Satz 4 Wählergruppentransparenzgesetz erfüllt, teilt 
sie dies dem Wahlleiter unter Angabe des Namens und 
der Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe 
der Zuwendung unverzüglich mit. 

(5) Der Wahlleiter veröffentlicht die Erklärungen und 
Mitteilungen nach den Absätzen 3 und 4 in geeigneter 
Weise 16 Tage vor der Wahl sowie, fa lls sich Nachmel­
dungen ergeben haben , am Tag vor dem Wahltermin . 
Eine vereinfachte Bekanntmachung ist möglich . 

(6) Stellt der Wahlleiter Unrichtigkeiten in den Er­
klärungen und Mitteilungen fest oder ist eine Mittei­
lung entgegen Absatz 4 nicht erfolgt , entsteht gegen 
die Wählergruppe ein Anspruch in Höhe des den un­
richtigen Angaben entsprechenden Betrages, bei Un­
richtigkeiten in Bezug auf das Haus- und Grundver­
mögen oder Beteiligungen an Unternehmen in Höhe 
von fünf vom Hundert der nicht aufgeführten oder 
der unrichtig angegebenen Vermögenswerte. Beruht 
d ie Unrichtigkeit auf grober Fahrlässigkeit oder auf 
Vorsatz, beträgt der Anspruch das Zweifache des den 
unrichtigen Angaben entsprechenden Betrags, bei Un­
ri chtigkeiten in Bezug auf das Ha us- u nd Gru ndver­
mögen oder Beteiligungen an Unternehmen in Höhe 
von zehn vom Hundert der nicht aufgeführten oder 
der unrichtig angegebenen Vermögenswerte. Dies gilt 
nicht , wenn die Wählergruppe die unrichtigen Anga­
ben gegenüber dem Wahlleiter korrigiert , bevor sie öf­
fentlich oder dem Wahlleiter bekannt waren oder in 
einem amtlichen Verfahren entdeckt waren, und die 
Wählergruppe den Sachverhalt umfassend offenlegt. 

(7) Der Wahlleiter stellt die Verpflichtung zur Zahlung 
des Betrages durch Verwaltungsakt fest. Der Verwal­
tungsakt darf nur innerhalb von drei Jahren nach 
Ubermittlung der Erklärung oder Mitteilung, im Fall 
des Unterlassens einer Mitteilung nur innerha lb von 
drei Jahren a b dem Zeitpunkt der Zuwendung erlas­
sen werden. Die Zahlung fli eßt der jeweiligen kommu­
nalen Körperschaft zu, für die der Wahlleiter tä tig ist . 

(8) Absätze 3 bis 7 gelten für Einzelbewerber mit der 
Maßgabe entsprechend , dass sich die Mitteilungspflich­
ten auf Angaben über Zuwendungen beschränken, die 
der Einzelbewerber zum Zwecke seiner Bewerbung 
und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat." 

5. In § 46d Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,,§ 15 Ab­
satz 2 Satz 3" durch d ie Angabe ,,§ 15 Absatz 2 
Satz 2" ersetzt. 

2023 

Artikel 3 
Änderung der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen 

In die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West­
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994 S. 666), die zul etzt 
geä ndert worden ist durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
1. Dezember 2021 (GV. NRW. S . 1353) , wird nach § 26 
folgender Paragraph eingefügt: 

,,§ 26a 
Transparenzpfl.ichten bei 

Bürgerbegehren und Bürgerentsche id 

(1) Die Unterlagen zur Einreichung eines Bürgerbe­
gehrens müssen eine Erklärung da rüber enthalten, ob 
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und in welcher Gesamthöhe die nach § 26 Absatz 2 
Satz 2 genannten Vertretungsberechtigten Zuwendungen 
von Dritten für di e Vorbereitung und Durchführung des 
Bürgerbegehrens erha lten oder eigene Mittel dafür ein­
gesetzt ha ben . Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders 
für den Zweck der Vor bereitung und Durchführung des 
Bürgerbegehrens, deren Gesa mtwert 10 .000 Euro über­
steigt , sind unter Anga be des Na mens und der Anschr ift 
des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung 
anzugeben . 

(2) E rha lten di e Vertretungsberechtigten des Bürgerbe­
gehrens nach Antragstellung eine Zuwendung, die al­
leine oder zusammen mit weiteren Zuwendungen d ieses 
Zuwenders den Gesa mtwert von 10.000 Euro übersteigt , 
teilen d ie Vertretungsberech tigten d ies dem Bürgermeis­
ter unverzüglich mit. Wird über di e Frage des Bürger­
begehrens ein Bürgerentscheid durc hgeführ t , besteht die 
Mitte ilungspfli cht bi s zu dessen Abschluss fort . 

(3) Im Fa lle der Durch fü hrung eines Bürgerentscheids 
veröffentlicht der Bürgermeister die Erklärungen und 
Mitteilungen der Vertretungsberechtigten 16 Tage vor 
dem Bürgerentscheid über eine öffentliche Bekanntma­
chung. Sofern nach dieser Fr ist weitere Erkläru ngen und 
Mitte ilungen eingehen, veröffentli cht sie der Bürger­
meister in geeigneter Weise spä testens a m Tag vor dem 
Bürgerentscheid . In Fä llen nach Sa tz 2 ist eine verein­
fac hte Bekanntmachung möglich . 

(4) Die Vertretungsberechtigten versichern bei der Ein­
reichung eines Bürgerbegehrens a n Eides s ta tt, dass 
der Mitteilungspflicht vollständig und r ichtig nac h­
gekommen worden ist . Wird über die Frage des Bürger­
begehrens ein Bürgerentscheid durchgeführt , müssen die 
Vertretungsberechtigten 16 Tage vor de m Entscheid die 
Erkläru ng an Eides sta tt erneuern . 

2021 

Artikel 4 

Änderung der Kreisordnung für 
das Land N ordrhein-Westfalen 

In di e Kreisordnung (KrO NRW) für das Land Nord­
r hein-Westfa len in der Fassung der Beka nntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S . 646) , die zuletzt geändert 
worden ist durch Artikel 8 des Gesetzes vom 1. Dezember 
2021 (GV. NRW. S . 1346) , wird nach § 23 folgende r Pa ra ­
graph eingefügt: 

,,§ 23a 
Transparenzpflichten bei 

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

(1) Die Unterlagen zur Einreichung eines Bürger begeh­
rens müssen eine Erklärung darüber enthalten , ob und in 
welcher Gesa mthöhe di e nach § 23 Absatz 2 Satz 2 
gena nnten Vertretungsberechtigten Zuwendungen von 
Dritten für d ie Vorbereitung und Durchführung des Bür­
gerbegehrens erha lten oder eigene Mittel da fü r einge­
setzt ha ben. Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders 
fü r den Zweck der Vorbereitung und Durchführung des 
Bürgerbegehrens, deren Gesamtwert 10.0 00 Euro über­
steigt, sind unter Anga be des Na mens und der Anschri ft 
des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung 
anzugeben. 

(2) Erha lten die Vertre tungsberech t igten des Bürgerbe­
gehrens nach Antrags tellung eine Zuwend ung, d ie a l­
leine oder zusa mmen mit weiteren Zuwendungen d ieses 
Zuwenders den Gesamtwert von 10 .000 Euro übersteigt, 
teilen di e Vertretungsberechtigten dies dem La nd rat un­
verzügli ch mit. Wi rd über die Frage des Bürgerbegehrens 
ein Bürgerentscheid durchgeführt , besteht d ie Mittei­
lungspfli cht bis zu dessen Absc hluss fort. 

(3) Im Falle der Durchfü hrung eines Bürgerentsc heids 
veröffentlicht der La ndrat die Erklärungen und Mit­
teilungen der Vertretungsberechtigten 16 Tage vor dem 
Bürgere ntscheid über eine öffentli che Bekanntmachung. 
Sofern nach dieser Fris t weitere E rklärungen und Mit­
teilungen eingehen , veröffentlicht sie der La ndra t in 
geeigneter Weise spä testens a m Tag vor dem Bürger­
entscheid . In Fällen nach Sa tz 2 is t eine vereinfachte 
Beka nntmachung mögli ch. 

(4) Die Vertretungsberechtigten versichern bei der Ein­
reichung eines Bürgerbegehrens an Eides sta tt , dass der 
Mitteilungspflicht vollständig und richtig nachgekom­
men worden ist. Wird über die Frage des Bürgerbe­
gehrens ein Bürgerentscheid durchgeführt , müssen die 
Vert retungsberechtigten 16 Tage vor dem Entscheid die 
Erklärung an Eides statt erneuern . 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft . 

Düsseldorf, den 25. März 2022 
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfa len 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Für den Minister der Finanzen 

Der Minister für Wirtschaft , Innova tion, 
Digi ta lisierung und Energie 

Prof . Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Für die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Die Ministerin für Umwelt, La ndwirt schaft , 
Natur- und Verbraucherschutz 

Ursula H e i n e n - E sse r 

GV. NRW. 2022 S. 412 

Gesetz zur Änderung 
des Inklusionsgrundsätzegesetzes 

Nordrhein-Westfalen (IGG NRW) - Stärkung der 
Beschlüsse des Inklusionsbeirates 

Der La ndtag ha t das fol gende Gesetz beschlossen , das 
hi ermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Inklusionsgrundsätzegesetzes 

Nordrhein-Westfalen (IGG NRW) - S tärkung der 
Beschlüsse des Inklusionsbeirates 

Vom 25. März 2022 

Artikel 1 
Änderung des Inklusionsgrundsätzegesetzes 

Das Inklusionsgrundsätzegesetz Nordrhein-Westfa len 
(IGG NRW) vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S . 442), zuletzt 
geändert durch Ar tikel 8a des Gesetzes vom 21. Juli 201 8 
(GV. NRW. S. 414) , wird wie fo lgt geä nd ert: 

l. § 10 wird wie fo lgt geändert : 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Sa tz angefü gt: 

„Entscheidungen werd en mit der Mehrheit der 
stimmberechtigen Mitglieder getroffen.". 

b) Absatz 6 Sa tz 2 wird wie folgt gefasst : 

„Die Geschäftsordnung des Inklusionsbeira tes 
wird nach Beschlussfa ssung durch den Inklusions­
be ira t durch das den Vorsitz führende Ministerium 
er lassen.". 
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